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I. Einführung 

Am 20.07.2004 ist das EAG Bau1 in Kraft getreten. Es dient der fristgemäßen 

Umsetzung europäischer Richtlinien in das nationale Recht2 und hat das BauGB 

umfassend novelliert.3 In diesem Zusammenhang wurden die Normen über die 

Planerhaltung in §§ 214ff. BauGB modifiziert, um das deutsche Recht an das 

europäische Verfahrensrecht anzugleichen.4 Die Änderung des § 214 BauGB ist 

für die gerichtliche Kontrolle der Fehler von Bauleitplänen von Bedeutung, 

welche durch die prinzipale Normenkontrolle gem. § 47 VwGO oder die Inzi-

dentkontrolle in anderen Gerichtsverfahren erfolgen kann5. Aus § 214 BauGB 

ergibt sich, wann Fehler eines Bauleitplanes unbeachtlich sind und der Rechts-

satz trotz des Fehlers wirksam bleibt.6 Die Norm macht eine Ausnahme von der 

Regel, dass Fehler in Rechtssätzen zur Nichtigkeit des Rechtssatzes führen.7 

Die Abwägung ist das zentrale Element einer rechtsstaatlichen Planung.8 In      

§ 214 I 1 Nr. 1, III 2 BauGB n. F.9 wird die Relevanz von Abwägungsfehlern10 

für die Wirksamkeit des Bauleitplanes neu geregelt. Diese Novellierung wirft 

zahlreiche Fragen hinsichtlich der gerichtlichen Kontrolle von Abwägungsfeh-

lern auf. Es ist unklar, ob die Neuregelung Auswirkungen auf die Reichweite 

des gerichtlichen Kontrollauftrags hat, da die Unabhängige Expertenkommissi-

on zur Novellierung des BauGB11 vorschlug, bei Einhaltung der Verfahrensre-

geln nach europäischem Vorbild die Richtigkeit der Verfahrensentscheidung zu 

vermuten12. Es stellen sich zudem die Fragen, ob die Abwägungsfehler infolge 

der Neuregelung des § 214 I 1 Nr. 1 BauGB – zumindest teilweise – ihren ma-

teriellen Charakter verloren haben und zu Verfahrensfehlern geworden sind, ob 

die bisherige Unterscheidung in Abwägungsvorgang und -ergebnis gerade mit 

Blick auf die irreführende Regelung in § 214 III 2, 2. HS BauGB aufgegeben 

worden ist und ob sich durch die Novellierung die Merkmale für die Unbeacht-

                                                 
1 Gesetz zur Anpassung des Baugesetzbuchs an EU-Richtlinien (Europarechtsanpassungsgesetz 
Bau) vom 24.06.2004 (BGBl. I S. 1359). 
2 Dies waren die europäischen Richtlinien 2001/42/EG (Plan-UP-Richtlinie) vom 27.06.2001 
und 2003/35/EG (Öffentlichkeitsbeteiligungsrichtlinie) vom 26.05.2003. 
3 Vgl. hierzu BT-Drcks. 15/2250, S. 10ff.; Kniep, GewArch 2005, 12, 12. 
4 BT-Drcks. 15/2250, S. 31. 
5 Erbguth/Wagner, § 15 Rn. 77; Oldiges, in: Steiner, Rn. 113. 
6 Zum Regelungsmechanismus siehe Dürr, in: Brügelmann, § 214 Rn. 14ff.; Quaas/Kukk, in: 
Schrödter, § 214 Rn. 8ff. 
7 Sog. Nichtigkeitsdogma; Erbguth/Wagner, § 15 Rn. 80; Kment, DVBl 2007, 1275, 1275; 
Koch/Hendler, § 21 Rn. 34; Sendler, DVBl 2005, 659, 659; Stollmann, § 8 Rn. 1. 
8 Reidt, in: Gelzer/Bracher/Reidt, Rn. 547; Stüer, DVBl 2005, 806, 806. 
9 §§ des BauGB ohne nähere Angabe der Fassung sind solche der neuen Fassung. 
10 Dieser Begriff wird in dieser Arbeit als Oberbegriff für sämtliche Fehler gebraucht, die bei 
der Abwägung und beim Zusammenstellen des Abwägungsmaterials erfolgen können.  
11 Im Folgenden wird diese Kommission als Expertenkommission bezeichnet. 
12 Kommissionsbericht, Rn. 136, 138; Gaentzsch, in: Spannowsky/Krämer, S. 133, 135. 
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lichkeit von Abwägungsfehlern gem. § 214 I 1 Nr. 1, III 2, 2. HS BauGB geän-

dert haben. Erklärtes Ziel der Expertenkommission war es, „das Recht der  

Planerhaltung zu vereinfachen und überschaubarer zu gestalten“.13 Diese Arbeit 

untersucht, ob dies gelungen ist. 

  

II. Überblick über die gerichtliche Kontrolle von A bwägungsfehlern nach  

§ 214 BauGB a. F. 

Um die Auswirkungen der Neuregelung des § 214 BauGB auf die gerichtliche 

Kontrolle von Abwägungsfehlern zu ermitteln, muss man sich zunächst die alte 

Rechtslage vor Augen führen. § 1 VI BauGB a. F. regelte die Anforderungen an 

das Abwägungsgebot. Hiernach waren bei der Aufstellung der Bauleitpläne die 

öffentlichen und privaten Belange gegeneinander und untereinander gerecht 

abzuwägen. Maßgeblicher Zeitpunkt für die gerichtliche Kontrolle der Abwä-

gung war gem. § 214 III 1 BauGB a. F. die Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt 

der Beschlussfassung über den Bauleitplan. Die Vorschrift war in funktionaler 

Hinsicht eine materielle Präklusionsvorschrift, d. h. nachträgliche Änderungen 

der Verhältnisse spielten grundsätzlich für die richterliche Überprüfung keine 

Rolle.14 Der Gemeinde wurde bei der Bauleitplanung planerische Gestaltungs-

freiheit eingeräumt.15 Die Abwägung war Ausdruck dieser Gestaltungsfrei-

heit.16 Ihre Kontrolle war auf das Vorliegen von Abwägungsfehlern be-

schränkt.17 Stellte das Gericht einen Abwägungsfehler seitens der Gemeinde 

fest, so führte dieser nur dann zur Unwirksamkeit des Bauleitplanes, wenn er 

entweder nicht von §§ 214f. BauGB a. F. erfasst wurde, denn diese Abwä-

gungsfehler folgen der Grundregel, wonach Fehler in Rechtssätzen zur Unwirk-

samkeit des Rechtssatzes führen, oder gem. § 214 BauGB a. F. beachtlich 

war.18 § 214 BauGB a. F. enthielt nur in § 214 III 2 BauGB a. F. eine Regelung 

zur Beachtlichkeit von Abwägungsfehlern. Gem. § 214 III 2 BauGB a. F. waren 

Mängel im Abwägungsvorgang nur erheblich, wenn sie offensichtlich und auf 

das Abwägungsergebnis von Einfluss gewesen sind. Eine mit § 2 III BauGB  

n. F. vergleichbare Regelung gab es nicht.  

 

                                                 
13 Kommissionsbericht, Rn. 124; Dolde, NVwZ 2003, 297, 300. 
14 Battis, in: Battis/Krautzberger/Löhr, § 214 Rn. 19; zur Ausnahme siehe BVerwG, NVwZ 
1997, 893, 895. 
15 BVerwGE 45, 309, 310, 315; Kuschnerus, Rn. 169, 175; Pöcker, DöV 2003, 980, 981; Reidt, 
in: Gelzer/Bracher/Reidt, Rn. 551; Rieger, in: Schrödter, § 1 Rn. 187; Stüer, HbBFR, Rn. 1376. 
16 Rieger, in: Schrödter, § 1 Rn. 187. 
17 Hoppe, in: Hoppe/Bönker/Grotefels, § 5 Rn. 94; Rieger, in: Schrödter, § 1 Rn. 187. 
18 Stelkens, UPR 2005, 81, 81. 
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1.) Fehler im Rahmen der Abwägung nach § 214 BauGB a. F. 

Bereits vor der Novellierung des § 214 BauGB a. F. gab es Unklarheiten, wie 

die gerichtliche Kontrolle von Abwägungsfehlern zu erfolgen hat.19 Dies betraf 

vor allem die Fragen, welche Abwägungsfehler im Einzelnen existieren und 

welche dieser Fehler von § 214 III 2 BauGB a. F. erfasst werden. Laut Bundes-

verwaltungsgericht20 musste das Gericht prüfen, „ob eine sachgerechte Abwä-

gung überhaupt stattgefunden hat, ob alle Belange in die Abwägung eingestellt 

wurden, die nach Lange der Dinge eingestellt werden mussten und ob weder die 

Bedeutung der betroffenen Belange verkannt wurde noch der Ausgleich zwi-

schen den von der Planung berührten Belangen in einer Weise vorgenommen 

wurde, die zur objektiven Gewichtigkeit einzelner Belange außer Verhältnis 

steht.“21 Hiermit korrespondierten die Abwägungsfehler Abwägungsausfall,  

-defizit, -fehleinschätzung und -disproportionalität.22 Das Abwägungsgebot 

wurde jedoch nicht verletzt, wenn sich die Gemeinde bei der Kollision ver-

schiedener Belange für die Bevorzugung des einen und die Zurückstellung des 

anderen Belanges entschied.23 Das BVerwG sah die Fehler als materielle Fehler 

an und unterteilte die Abwägung in einen Abwägungsvorgang und ein Abwä-

gungsergebnis.24Alle Arten von Abwägungsfehlern konnten auf Seiten des Ab-

wägungsvorgangs und des -ergebnisses auftreten.25 Eine Ausnahme bildete nur 

der Abwägungsausfall, der nur ein Fehler des Abwägungsvorgangs war.26  

§ 214 III 2 BauGB a. F. erfasste nur Fehler im Abwägungsvorgang. Die Gestal-

tungsfreiheit der Gemeinde kam am deutlichsten bei der Planungsentscheidung 

zum Ausdruck. Diese war nur dann nicht mehr kontrollresistent, wenn der Aus-

gleich in einer Weise erfolgte, „durch die die objektive Gewichtigkeit eines 

Belangs völlig verfehlt wird“27 oder wenn ein Belang „in geradezu unvertretba-

rer Weise zu kurz kommt“28. § 214 III 2 BauGB a. F. erfasste keine Fehler im 

Abwägungsergebnis. Diese waren daher stets beachtlich und führten immer zur 

Unwirksamkeit des Bauleitplanes.29 In der Literatur wurde zum Teil angenom-

men, Abwägungsausfall, -defizit und -fehleinschätzung könne nur auf Seiten 

                                                 
19 Siehe hierzu beispielsweise Erbguth/Wagner, § 5 Rn. 139ff.; Happ, NVwZ 2007, 304, 305. 
20 Das Bundesverwaltungsgericht wird im Folgenden mit BVerwG abgekürzt. 
21 Sog. Abwägungsfehlerlehre; BVerwGE 34, 301, 309; BVerwGE 48, 56, 64. 
22 Hoppe, DVBl 2003, 697, 702; Koch/Hendler, § 17 Rn. 2. 
23 BVerwGE 34, 301, 309; BVerwGE 48, 56, 64. 
24 BVerwGE 45, 309, 312f.; BVerwGE 34, 301, 308f.; BVerwE 48, 56, 64.  
25 BVerwG, NVwZ 1987, 578, 582. 
26 BVerwGE 45, 309, 315. 
27 BVerwGE 56, 283, 290; BVerwGE 45, 309, 315. 
28 BVerwGE 45, 309, 326. 
29 Bell/Rehak, UPR 2004, 296, 297.  
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des Abwägungsvorgangs, die Abwägungsdisproportionalität nur auf Seiten des 

Abwägungsergebnisses auftreten.30 Ebenso gab es die Auffassung, allein der 

Abwägungsvorgang müsse auf Abwägungsfehler kontrolliert werden, eine Kon-

trolle des Abwägungsergebnisses sei überflüssig.31 

 

2.) Voraussetzungen der Beachtlichkeit von Abwägungsfehlern gem.  

§ 214 BauGB a. F. 

Diejenigen Abwägungsfehler, die in den Anwendungsbereich des § 214 BauGB 

a. F. fielen, mussten weitere Voraussetzungen erfüllen, um beachtlich zu sein. 

Mängel im Abwägungsvorgang waren gem. § 214 III 2 BauGB a. F. nur erheb-

lich, wenn sie offensichtlich und auf das Abwägungsergebnis von Einfluss ge-

wesen sind. Der Mangel war offensichtlich, „wenn er zur äußeren Seite des 

Abwägungsvorgangs derart gehört, dass er auf objektiv fassbaren Sachumstän-

den beruht“32. Das war etwa der Fall, wenn sich der Mangel aus Planunterlagen 

oder sonst erkennbaren oder nahe liegenden Umständen ergab, nicht aber, wenn 

er die innere Seite des Abwägungsvorgangs betraf, bspw. Motive.33 Ein offen-

sichtlicher Mangel lag auch nicht vor, wenn Planbegründung und Aufstellungs-

vorgänge keinen ausdrücklichen Hinweis darauf enthielten, dass sich der Plan-

geber mit bestimmten Umständen abwägend befasst hatte.34 Der Mangel war 

auf das Abwägungsergebnis von Einfluss gewesen, wenn nach den Umständen 

des jeweiligen Falles die konkrete Möglichkeit bestand, dass ohne den Mangel 

im Vorgang die Planung anders ausgefallen wäre.35 Lagen diese weiteren An-

forderungen des § 214 III 2 BauGB a. F. vor, führte der Fehler im Abwägungs-

vorgang zur Unwirksamkeit des Bauleitplanes. 

 

III. Gerichtliche Kontrolle von Abwägungsfehlern nach § 214 BauGB n. F. 

§ 214 BauGB ist durch das EAG Bau novelliert worden. Die Unbeachtlichkeit 

von Abwägungsfehlern normiert nun § 214 I 1 Nr. 1, III 2 BauGB. Die Verlet-

zung von Verfahrens- oder Formvorschriften ist nach § 214 I 1 Nr. 1 BauGB 

für die Rechtswirksamkeit des Flächennutzungsplanes und der Satzungen nach 

dem BauGB nur beachtlich, wenn entgegen § 2 III BauGB die von der Planung 

berührten Belange, die der Gemeinde bekannt waren oder hätten bekannt sein 

                                                 
30 Hoppe, in: Hoppe/Bönker/Grotefels, 2. Aufl., § 7 Rn. 136. 
31 Koch/Hendler, § 17 Rn. 69f. 
32 BVerwGE 64, 33, 38. 
33 BVerwGE 64, 33, 36f.  
34 BVerwG, NVwZ 1992, 662, 663.  
35 BVerwGE 64, 33, 39f. 
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müssen, in wesentlichen Punkten nicht zutreffend ermittelt oder bewertet wor-

den sind und der Mangel offensichtlich und auf das Ergebnis des Verfahrens 

von Einfluss gewesen ist. Gem. § 2 III BauGB sind bei der Aufstellung der 

Bauleitpläne die Belange, die für die Abwägung von Bedeutung sind (Abwä-

gungsmaterial), zu ermitteln und zu bewerten. Aus der Zusammenschau von  

§§ 2 III, 214 I 1 Nr. 1 BauGB ergibt sich, dass § 214 I 1 Nr. 1 BauGB nur für 

Bauleitpläne gilt.36 § 214 III 2 BauGB trifft eine weitere Regelung zu Abwä-

gungsfehlern. Gem. § 214 III 2, 1. HS BauGB können Mängel, die Gegenstand 

der Regelung in § 214 I 1 Nr. 1 BauGB sind, nicht als Mängel der Abwägung 

geltend gemacht werden. Gem. § 214 III 2, 2. HS BauGB sind Mängel im Ab-

wägungsvorgang im Übrigen nur erheblich, wenn sie offensichtlich und auf das 

Abwägungsergebnis von Einfluss gewesen sind. Das Abwägungsgebot ist nun 

in § 1 VII BauGB geregelt, der mit § 1 VI BauGB a. F. deckungsgleich ist.37 

Maßgeblicher Zeitpunkt für die Abwägung ist gem. § 214 III 1 BauGB die 

Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt der Beschlussfassung über den Flächennut-

zungsplan oder die Satzung. Dies entspricht weitgehend § 214 III 1 BauGB  

a. F.38 Insoweit gilt das bereits zur alten Rechtslage Gesagte. 

 

1.) Reichweite des gerichtlichen Kontrollauftrags 

Die Expertenkommission machte den Vorschlag, eine Anpassung des nationa-

len Rechts an das europäische Verfahrensrecht insofern vorzunehmen, als dass 

bei Richtigkeit des Verfahrens die materielle Richtigkeit vermutet wird.39 Es 

stellt sich die Frage, ob durch die Neuregelung des § 214 BauGB der gerichtli-

che Kontrollauftrag mittels einer „Vermutungsregelung“ eingeschränkt wird.40  

 

a.) Unterschiede zwischen deutschem und europäischem Verfahrensrecht 

Im europäischen Verfahrensrecht besteht eine andere Schwerpunktsetzung als 

im deutschen Verfahrensrecht. Im deutschen Verfahrensrecht steht die Kontrol-

le der materiellen Richtigkeit der Verfahrensentscheidung im Vordergrund, die 

Frage nach der Richtigkeit des Verfahrens hat nur untergeordnete Bedeutung 

                                                 
36 Stock, in: E/Z/B/K, § 214 Rn. 39c. 
37 Berkemann, in: Berkemann/Halama, § 1 Rn. 98. 
38 Berkemann, in: Berkemann/Halama, § 214 Rn. 136. 
39 Kommissionsbericht, Rn. 136, 138; Krautzberger/Schliepkorte, UPR 2003, 92, 93, 95. 
40 Busse, BayGT 2004, 115, 120; Kraft, UPR 2004, 331, 333; Kuschnerus, Rn. 177; bejahend: 
Battis, in: Battis/Krautzberger/Löhr, § 214 Rn. 20 und z. T. Stelkens, UPR 2005, 81, 82, 85. 
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(sog. dienende Funktion des Verfahrensrechts41).42 Im europäischen Verfah-

rensrecht ist die Richtigkeit des Verfahrens wesentlich.43 Diese stellt nach eu-

ropäischer Vorstellung die Legitimation der Entscheidung gegenüber dem Bür-

ger her.44 Die Privilegierung des Verfahrens gegenüber der materiellen Ent-

scheidung auf europäischer Ebene begründet sich darin, dass die europäischen 

Richter nur eine begrenzte Kontrollkompetenz hinsichtlich der Verwaltungsent-

scheidung haben.45 Es wird nicht, wie im deutschen Recht, davon ausgegangen, 

dass unbestimmte Rechtsbegriffe voll gerichtlich überprüfbar sind, sondern 

angenommen, dass mehrere Entscheidungen vertretbar sind und die Verwaltung 

in diesem Rahmen ihre Entscheidung treffen kann.46 Aus diesem Grunde wird 

weitgehend nur das Verfahren kontrolliert.47  

 

b.) Beurteilung der Einführung einer Richtigkeitsvermutung  

Ob die Richtigkeitsvermutung in das Recht der Bauleitplanung eingeführt wur-

de, lässt sich nur durch Auslegung des § 214 BauGB n. F. beantworten. Dafür 

spricht zunächst der Kommissionsbericht.48 Dessen Anregungen wurden größ-

tenteils im Gesetzesentwurf übernommen.49 Auch in den Gesetzmaterialien 

finden sich Anhaltspunkte, die für die Einführung einer Richtigkeitsvermutung 

sprechen.50 Danach soll „bei der europarechtlich gebotenen Stärkung des Ver-

fahrensrechts national aufgezeigt werden, dass die Einhaltung eines ordnungs-

gemäßen Verfahrens die materielle Richtigkeit eines Bauleitplans indizieren 

kann“.51 An anderer Stelle heißt es „es erfolgt eine Anpassung […] an das eu-

ropäische Rechtsverständnis, das der Einhaltung von Verfahrensvorschriften 

einen hohen Stellenwert einräumt, deren Zweck auf die Gewährleistung materi-

eller Rechtmäßigkeit der Entscheidung gerichtet ist“.52 Die Überschrift des Ab-

schnitts der Gesetzesmaterialien „Gewähr materieller Rechtmäßigkeit des Bau-

                                                 
41 Classen, NJW 1995, 2457, 2461; Kment, DVBl 2007, 1275, 1275; Kment, in: Erbguth, S. 
103; Kraft, UPR 2004, 331, 333; Pöcker, DöV 2003, 980, 980; Ziekow, NVwZ 2005, 263, 264. 
42 Kment, AöR 130 (2005), 570, 572f.; Schmidt-Eichstaedt, ZfBR 2005, 751, 762; Wahl, DVBl 
2003, 1285, 1287; Wickel/Bieback, DV 39 (2006), 571, 573. 
43 Appel/Singer, JuS 2007, 913, 915f.; Classen, NJW 1995, 2457, 2461; Erbguth, DVBl 2004, 
802, 802; Pietzcker, in: FS Maurer, 695, 698; Wahl, DVBl 2003, 1285, 1290. 
44 Kment, DVBl 2007, 1275, 1275; Kment, in: Erbguth, S. 104. 
45 Appel/Singer, JuS 2007, 913, 916; Classen, NJW 1995, 2457, 2460; Kment, AöR 130 (2005), 
570, 573; Kment, in: Erbguth, S. 104; Pietzcker, in: FS Maurer, 695, 698, 702. 
46 Schmidt-Eichstaedt, ZfBR 2005, 751, 762. 
47 Schmidt-Eichstaedt, ZfBR 2005, 751, 762. 
48 Kommissionsbericht, Rn. 135ff; Dolde, NVwZ 2003, 297, 301. 
49 Kraft, UPR 2004, 331, 333; Kirchmeier, in: Hk-BauGB, § 214 Rn. 8. 
50 Kraft, UPR 2004, 331, 333; Krautzberger, UPR 2004, 41, 49; Krautzberger, DVBl 2005, 197, 
200; Schliepkorte, ZfBR 2004, 124, 126. 
51 BT-Drcks. 15/2250, S. 28. 
52 BT-Drcks. 15/2250, S. 62. 
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leitplans durch ein ordnungsgemäßes Verfahren“ deutet in dieselbe Richtung.53 

Anderes ergibt sich aus der Aussage, dass „die Gewährleistung einer materiell 

richtigen Entscheidung durch sorgfältige Ermittlung und Bewertung der von der 

Planung berührten Belange im Verfahren der Öffentlichkeits- und Behördenbe-

teiligung stärker berücksichtigt werden soll“54. Aus einer stärkeren Berücksich-

tigung kann noch nicht auf das Bestehen einer Richtigkeitsvermutung geschlos-

sen werden. Allerdings folgt auf diese Aussage die Anmerkung „es ist in der 

Rechtsprechung bereits anerkannt, dass die Einhaltung bestimmter Normen 

indizielle Bedeutung für die mit der Verfahrensanforderung zu gewährleistende 

materielle Rechtmäßigkeit der Entscheidung haben kann“55. Hier wird zwar auf 

eine Indizwirkung eingegangen, jedoch ohne explizit den Bezug zur Bauleitpla-

nung herzustellen, bei der nur eine stärkere Berücksichtigung erfolgen soll. Aus 

dieser Aussage kann nicht mit Gewissheit auf eine Richtigkeitsvermutung ge-

schlossen werden. In der Gesetzbegründung finden sich zudem Formulierun-

gen, die gegen die Einführung einer solchen sprechen,56 so heißt es, „inhaltlich 

entspricht die Vorschrift der bisherigen sich aus dem Abwägungsgebot erge-

benden Rechtslage“57, und an anderer Stelle „Mängel im Planungsprozess und 

damit Verfahrensfehler im Sinne der neuen Nummer 1  

[§ 214 I 1 Nr. 1 BauGB] liegen vor, wenn die von der Planung berührten Be-

lange überhaupt nicht ermittelt und bewertet worden sind, die nach Lage der 

Dinge hätten ermittelt und bewertet werden müssen, oder wenn die Bedeutung 

der ermittelten Belange verkannt worden ist“58. Die letzte Aussage lehnt sich an 

die Abwägungsfehlerlehre des BVerwG an und macht damit deutlich, dass der 

Gesetzgeber von einer der alten Rechtslage entsprechenden gerichtlichen Kon-

trolle ausgeht.59 Es fehlt zudem an der Normierung einer Vermutungsregelung 

im BauGB n. F. Legt man das Gesetz grammatikalisch und systematisch aus, 

findet man keinen Beleg für die Einführung der Vermutungsregelung. Gerade 

die eingangs dargestellten Formulierungen aus den Gesetzesmaterialien betref-

fend einer Richtigkeitsvermutung passen nicht zu dem in Kraft getretenen Ge-

setz und wurden wohl unbedacht aus dem Kommissionsbericht übernommen.60 

Auch der Sinn und Zweck des § 214 BauGB spricht gegen die Einführung einer 

                                                 
53 BT-Drcks. 15/2250, S. 31. 
54 BT-Drcks. 15/2250, S. 32. 
55 BT-Drcks. 15/2250, S. 32. 
56 Kraft, UPR 2004, 331, 334. 
57 BT-Drcks. 15/2250, S. 42. 
58 BT-Drcks. 15/2250, S. 63. 
59 Kraft, UPR 2004, 331, 334; Uechtritz, ZfBR 2005, 11, 15. 
60 Uechtritz, ZfBR 2005, 11, 15 Fn 48. 
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Richtigkeitsvermutung. Es ist zwar europarechtlich unbedenklich, Planerhal-

tungsregelungen zu normieren,61 allerdings ist es widersprüchlich, wenn der 

Gesetzgeber einerseits die Unbeachtlichkeitsregeln in § 214 I BauGB ausdehnt, 

andererseits aber das Verfahren in der Weise privilegieren will, dass von ihm 

sogar eine Vermutung für die materielle Richtigkeit der Entscheidung ausgehen 

soll. Gegen die Einführung einer Vermutungsregel bestehen auch verfassungs-

rechtliche Bedenken hinsichtlich Art. 14 I GG und Art. 19 IV GG.62 Eine solche 

Regelung ist auch nicht europarechtlich geboten.63 Demnach ist durch die No-

vellierung keine Richtigkeitsvermutung normiert worden.64 Der gerichtliche 

Kontrollauftrag erstreckt sich weiterhin auf das Vorliegen von Abwägungsfeh-

lern, deren Beachtlichkeit sich nach § 214 BauGB n. F. richtet. 

 

2.) Fehler im Rahmen der Abwägung nach § 214 BauGB n. F.  

Das EAG Bau führte neue Begriffe in das BauGB ein. § 214 I 1 Nr. 1 BauGB 

spricht nunmehr von Mängeln infolge einer nicht zutreffenden Ermittlung oder 

Bewertung. Das Gesetz kennt weiterhin in § 214 III 2, 2. HS BauGB Mängel im 

Abwägungsvorgang. Die Auswirkungen dieser Novellierung auf die gerichtli-

che Kontrolle von Abwägungsfehlern werden kontrovers beurteilt. Im Blick-

punkt steht die Frage, inwieweit die vom BVerwG entwickelte Abwägungsfeh-

lerlehre Bestand hat. Man kann im Wesentlichen zwei Denkansätze unterschei-

den, die allerdings im Detail Variationen aufweisen. Diese Denkansätze wei-

chen in der Hinsicht voneinander ab, ob die in § 214 I 1 Nr. 1 BauGB aufge-

führten Mängeln infolge einer nicht zutreffenden Ermittlung oder Bewertung 

bzw. die Verfahrensvorschriften eng oder weit ausgelegt werden. Von dieser 

Auslegung hängt ab, wie Mängel im Abwägungsvorgang in § 214 III 2 BauGB 

verstanden werden müssen. Die beiden Auslegungen haben zum Teil unter-

schiedliche Konsequenzen für die Fragen, welche Abwägungsfehler nach der 

Novellierung existieren, welche Abwägungsfehler von § 214 I 1 Nr. 1 BauGB 

bzw. von § 214 III 2, 2. HS BauGB erfasst werden und ob stets beachtliche 

Abwägungsfehler existieren, die nicht unter § 214 BauGB fallen. 

                                                 
61 Siehe Kment, AöR 130 (2005), 570, 573 und Kment, DVBl 2007, 1275, 1275 bzgl. der prin-
zipiellen europarechtlichen Unbedenklichkeit von Planerhaltungsvorschriften; Bedenken wer-
den aber bzgl. § 214 I 1 Nr. 1 BauGB geäußert (Kment, AöR 130 (2005), 570, 590ff.).  
62 Genaue Ausführungen bei Kraft, UPR 2004, 331, 334; bzgl. Art 14 I GG siehe auch  
BVerwGE 45, 309, 324. 
63 Berkemann, in: Berkemann/Halama, § 214 Rn. 24. 
64 Erbguth, JZ 2006, 484, 491; Hoppe, NVwZ 2004, 903, 905; Kraft, UPR 2004, 331, 334; 
Stock, in E/Z/B/K, § 214 Rn. 39; Uechtritz, ZfBR 2005, 11, 15; a. A. Upmeier, BauR 2004, 
1382, 1383, 1386; bzgl. des Gesetzesentwurfs Schliepkorte, ZfBR 2004, 124, 126. 
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a.) Enge Auslegung: Fortgeltung der Abwägungsfehlerlehre 

Sofern die Mängel infolge einer nicht zutreffenden Ermittlung oder Bewertung 

und die Verfahrensvorschriften in § 214 I 1 Nr. 1 BauGB eng ausgelegt werden, 

hat die Abwägungsfehlerlehre des BVerwG Bestand.65 Das Ermitteln und Be-

werten i. S. v. § 2 III BauGB wird als eine unerlässliche Vorarbeit vor der Ab-

wägung im Sinne einer Vorermittlung und Vorgewichtung des Abwägungsma-

terials verstanden.66 Die Vorarbeit wird als bislang ungeschriebener Bestandteil 

der eigentlichen Planung angesehen, der nun eine ausdrückliche Normierung 

erfahren hat.67 In diesem Rahmen können Verfahrensfehler in Form eines Er-

mittlungsausfalls und -defizits, eines Bewertungsausfalls und -defizits und einer 

Fehlbewertung erfolgen,68 welche unter § 214 I 1 Nr. 1 BauGB fallen.69 Sie 

können gem. § 214 III 2, 1. HS BauGB nicht als Mängel der Abwägung geltend 

gemacht werden. Nach der Vorarbeit erfolgt die eigentliche materiellrechtliche 

Abwägung, die sich in einen Abwägungsvorgang und ein Abwägungsergebnis 

gliedert.70 Das Gericht kontrolliert Bauleitpläne auf das Vorliegen der Abwä-

gungsfehler Abwägungsausfall, -defizit, -fehleinschätzung und -disproportio-

nalität.71 Die Beachtlichkeit der ersten drei Abwägungsfehler richtet sich nach  

§ 214 III 2, 2. HS BauGB.72 Eine Abwägungsdisproportionalität73 bzw. ein Feh-

ler im Abwägungsergebnis74 ist stets beachtlich. 

 

b.) Weite Auslegung: Teil der Abwägungsfehler als Verfahrensfehler 

Legt man die Mängel infolge einer nicht zutreffenden Ermittlung oder Bewer-

tung und die Verfahrensvorschriften in § 214 I 1 Nr. 1 BauGB weit aus, so ist 

                                                 
65 Dirnberger, in: J/D/W, BauGB, § 1 Rn. 76f.; Erbguth/Wagner, § 15 Rn. 95; Hoppe, in:  
Hoppe/Bönker/Grotefels, § 5 Rn. 139; Reidt, in: Gelzer/Bracher/Reidt, Rn. 562; Stollmann,  
§ 6 Rn. 6, § 7 Rn. 20, § 8 Rn. 25; wohl auch Sendler, DVBl 2005, 659, 665. 
66 Dirnberger, in: J/D/W, BauGB, § 1 Rn. 76; Erbguth/Wagner, § 5 Rn. 144, § 15 Rn. 95; wohl 
auch Stollmann, § 8 Rn. 7 und W. Schrödter, in: Schrödter, § 2 Rn. 63 in Anlehnung an die 
Umweltprüfung; Hoppe nimmt jedoch an, ein Ermitteln und Bewerten i. S. v. § 2 III BauGB sei 
nicht vorzunehmen, sondern die Norm ersatzlos zu streichen. Er versteht das Ermitteln i. S. d. 
alten Abwägungsdogmatik (Hoppe, NVwZ 2004, 903, 906f., 910). 
67 Ferner, in: Hk-BauGB, § 2 Rn. 13; Stollmann, § 6 Rn. 6; W. Schrödter, in: Schrödter, § 2 Rn. 
2a; Söfker, in: E/Z/B/K, § 1 Rn. 185, § 2 Rn. 140; so wohl auch Krebs, in: Schmidt-Aßmann, 
Rn. 109, wonach § 2 III BauGB lediglich deklaratorische Bedeutung haben soll. 
68 Reidt, in: Gelzer/Bracher/Reidt, Rn. 555; Stollmann, § 8 Rn. 7. 
69 Reidt, in: Gelzer/Bracher/Reidt, Rn. 555; Stollmann, § 8 Rn. 7. 
70 Krebs, in: Schmidt-Aßmann, Rn. 106f.; Rieger, in: Schrödter, § 1 Rn. 188;  
Seidel/Reimer/Möstl, S. 70; Söfker, in: E/Z/B/K, § 1 Rn. 187; Stollmann, § 7 Rn. 29. 
71 Dirnberger, in: J/D/W, BauGB, § 1 Rn. 77; Erbguth, JURA 2006, 9, 14; Happ, NVwZ 2007, 
304, 307; Hoppe, NVwZ 2004, 903, 905, 910; Krebs, in: Schmidt-Aßmann, Rn. 106f.; 
Quaas/Kukk, in: Schrödter, § 214 Rn. 46; so auch Reidt, in: Gelzer/Bracher/Reidt, Rn. 562, der 
aber die Abwägungsfehleinschätzung und die -disproportionalität zusammenfasst. 
72 Ferner, in: Hk-BauGB, § 1 Rn. 56; Seidel/Reimer/Möstl, S. 70. 
73 Reidt, in: Gelzer/Bracher/Reidt, Rn. 562. 
74 Reidt, in: Gelzer/Bracher/Reidt, Rn. 1082f.; Seidel/Reimer/Möstl, S. 70. 
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die materielle Abwägungsfehlerlehre des BVerwG teilweise entbehrlich.75 Die 

Differenzierung zwischen Abwägungsvorgang und -ergebnis wird – zumindest 

weitgehend – aufgegeben.76 Verstöße gegen § 2 III BauGB sind Verfahrensfeh-

ler77 und damit Gegenstand der Regelung in § 214 I 1 Nr. 1 BauGB.78 Sie kön-

nen gem. § 214 III 2, 1. HS BauGB nicht als Mängel der Abwägung geltend 

gemacht werden. Die Norm dient der Abgrenzung; unter § 214 I 1 Nr. 1 BauGB 

fallende Mängel können nicht gleichzeitig Mängel der Abwägung sein.79 Sie 

haben keinen materiellen Charakter.80 Fehler der Ermittlung liegen vor, wenn 

die für die Abwägung in der konkreten Planungssituation erheblichen Belange 

nicht (Ermittlungsausfall) oder nicht vollständig (Ermittlungsdefizit) zusam-

mengetragen worden sind. Fehler der Bewertung liegen vor, wenn die konkret 

abwägungserheblichen Belange nicht (Bewertungsausfall) oder nicht zutreffend 

(Bewertungsfehleinschätzung) bewertet wurden.81 Diese Verfahrensfehler er-

setzen Abwägungsausfall82, -defizit und -fehleinschätzung.83 Der Abwägungs-

fehler der Abwägungsdisproportionalität existiert weiterhin als materieller, stets 

beachtlicher Abwägungsfehler.84 Die doppelte Prüfung aller Fehler in Abwä-

gungsvorgang und -ergebnis entfällt.85 Bei sachgerechter Anwendung von        

§ 214 I 1 Nr. 1 BauGB soll für die Anwendung von § 214 III 2, 2. Fall BauGB 

kein Raum verbleiben.86 Zum Teil wird davon ausgegangen, dass die Gewich-

tung der Belange, also die bisherige Abwägungsfehleinschätzung, nicht von  

                                                 
75 Pieper, JURA 2006, 817, 820; Wagner/Engel, BayVBl 2005, 33, 38. 
76 BT-Drcks. 15/2250, S. 63; Wickel/Bieback, DV 39 (2006), 571, 576; a. A. Kahl, JA 2005, 
280, 286. 
77 Appel/Singer, JuS 2007, 913, 917; Dürr, in: Brügelmann, § 214 Rn. 19; Dürr, JuS 2007, 521, 
522; Erbguth, BauR 2003, 1301, 1307; Kahl, JA 2005, 280, 285; Kirchmeier, in: Hk-BauGB,  
§ 214 Rn. 18; Krautzberger, UPR 2004, 41, 49; Krautzberger/Söfker, C Rn. 156;  
Krautzberger/Stüer, DVBl 2004, 781, 789; Kupfer, DV 38 (2005), 493, 500, 508; Kuschnerus, 
in: Erbguth, S. 76f.; Pieper, JURA 2006, 817, 820; Steinkemper, NZBau 2004, 495, 495;  
Wagner/Engel, BayVBl 2005, 33, 38; Wickel/Bieback, DV 39 (2006), 571, 572ff. 
78 Dürr, JuS 2007, 521, 522; Erbguth, JZ 2006, 484, 489; Finkelnburg, NVwZ 2004, 897, 901; 
Gierke, in: Brügelmann, § 2 Rn. 204; Kahl, JA 2005, 280, 285; Kment, AöR 130 (2005), 570, 
591; Kobor, JuS 2005, 1071, 1071; Kuschnerus, Rn. 195; Pieper, JURA 2006, 817, 818;  
Upmeier, BauR 2004, 1382, 1386; Steinkemper, NZBau 2004, 495, 495. 
79 Krautzberger/Söfker, C Rn. 166; Kuschnerus, Rn. 195. 
80 Erbguth, JZ 2006, 484, 490; Erbguth, NVwZ 2007, 985, 988; Kahl, JA 2005, 280, 285;  
Pieper, JURA 2006, 817, 818; Wagner/Engel, BayVBl 2005, 33, 38. 
81 BT-Drcks. 15/2250, S. 63; Battis, in: Battis/Krautzberger/Löhr, § 214 Rn. 4; Kuschnerus, Rn. 
195; Pieper, JURA 2006, 817, 818; Wagner/Engel, BayVBl 2005, 33, 38. 
82 Zum Teil wird angenommen, dieser Abwägungsfehler existiere auch noch bei weiter Ausle-
gung (siehe hierzu Pieper, JURA 2006, 817, 818). 
83 Battis, in: Battis/Krautzberger/Löhr, § 214 Rn. 4; Kuschnerus, Rn. 176f.; Pieper, JURA 2006, 
817, 818; Dürr legt sich nicht fest unter welche Norm die Fehler fallen, verwendet aber weiter-
hin die Terminologie der bisherigen Abwägungsfehlerlehre (Dürr, JuS 2007, 521, 524). 
84 BT-Drcks. 15/2250, S. 65; Erbguth, DVBl 2004, 802, 808; Kupfer, DV 38 (2005), 493, 508f. 
85 Wickel/Bieback, DV 39 (2006), 571, 574. 
86 Erbguth, JURA 2006, 9, 15; Pieper, JURA 2006, 817, 818. 
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§ 214 I 1 Nr. 1 BauGB erfasst wird, sondern nach § 214 III 2, 2. HS BauGB als 

Fehler des Abwägungsvorgangs zu beurteilen ist.87 Auch wird teilweise ange-

nommen, der Abwägungsausfall falle unter § 214 III 2, 2. HS BauGB.88 Eine 

besondere Variante der weiten Auslegung besteht darin, dem Ermitteln und 

Bewerten einen formellen und einen materiellen Charakter einzuräumen,89 

diesbezügliche Fehler aber alle unter § 214 I 1 Nr. 1 BauGB zu subsumieren.90 

Der Begriff der Verfahrensvorschriften dürfe nicht so verstanden werden, dass 

allein die echten Nur-Verfahrensvorschriften erfasst würden, sondern müsse 

den kompletten bisherigen Abwägungsvorgang erfassen mit seinen formellen 

und materiellen Elementen.91 

 

c.) Tendenziell weite Auslegung des Bundesverwaltungsgerichts  

Das BVerwG tendiert zur weiten Auslegung. Es nimmt an, ein Teil der bisheri-

gen Fehler im Abwägungsvorgang seien nun Verfahrensfehler. Dies wird daran 

deutlich, dass es einen Fehler, der nach alter Rechtsprechung als Abwägungsde-

fizit zu bewerten wäre, als Mangel bei der Ermittlung und Bewertung einstuft.92 

Es führt zu § 214 I 1 Nr. 1 BauGB aus, „der Gesetzgeber wolle das Ermitteln 

und Bewerten der von der Planung berührten Belange nicht mehr als Teil des 

materiellrechtlichen Abwägungsvorgangs, sondern als verfahrensbezogene 

Pflicht verstanden wissen und diesen Wechsel der Betrachtungsweise auch für 

die Planerhaltung nachvollziehen“93. Es verwendet nicht mehr seine 1969/74 

entwickelte Herleitung zur Prüfung der Abwägung.94 In manchen Urteilen lässt 

das BVerwG diese Frage aber auch offen, indem es § 214 I 1 Nr. 1 BauGB und 

§ 214 III 2, 2. HS BauGB zusammen zitiert.95 Das BVerwG führt dazu aus, „der 

dargelegte Verstoß […] ist gem. § 214 I 1 Nr. 1 BauGB beachtlich. Wäre der 

Fehler als Mangel im Abwägungsvorgang i. S. d. § 214 III 2, 2. HS BauGB zu 

                                                 
87 Erbguth, DVBl 2004, 802, 808; Kraft, UPR 2004, 331, 333; Kupfer, DV 38 (2005), 493, 502, 
508; Kuschnerus, in: Erbguth, S. 84f.; Kuschnerus, Rn. 201; Oldiges, in: Steiner, Rn. 120a; 
Reidt, in: Gelzer/Bracher/Reidt, Rn. 547; Stelkens, UPR 2005, 81, 84f.; wohl auch Kobor, JuS 
2005, 1071, 1071f.; laut Gierke, in: Brügelmann, § 2 Rn. 90, 172 zählt die Gewichtung zum 
Abwägungsergebnis, so dass Gewichtungsfehler stets beachtlich sind. 
88 Dürr, in: Brügelmann, § 214 Rn. 20, 74; Oldiges, in: Steiner, Rn. 120a; Stelkens, UPR 2005, 
81, 85; Stock, in E/Z/B/K, § 214 Rn. 39f. 
89 Gaentzsch, in: Spannowsky/Krämer, S. 137; Kirchmeier, in: Hk-BauGB, § 214 Rn. 6; 
Quaas/Kukk, in: Schrödter, § 214 Rn. 16; Uechtritz, ZfBR 2005, 11, 15. 
90 Oldiges, in: Steiner, Rn. 116a, 120a; Uechtritz, ZfBR 2005, 11, 15; a. A. Quaas/Kukk, in: 
Schrödter, § 214 Rn. 46: Materieller Charakter fällt unter § 214 III 2, 2. HS BauGB. 
91 Gaentzsch, in: Spannowsky/Krämer, S. 137; Uechtritz, ZfBR 2005, 11, 15. 
92 Urteil des BVerwG vom 09.04.2008, Az. 4 CN 1/07, 2.2 (juris). 
93 Urteil des BVerwG vom 09.04.2008, Az. 4 CN 1/07, 2.1, 2.2 (juris). 
94 Siehe beispielsweise Urteil des BVerwG vom 09.04.2008, Az. 4 CN 1/07 (juris). 
95 Urteil des BVerwG vom 24.01.2008, Az. 4 CN 2/07, 2.2 (juris); Urteil des BVerwG vom 
22.03.2007, Az. 4 CN 2/06, Rn. 23 (juris).  
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werten […] ergäbe sich nichts anderes, denn diese Norm enthält […] keine über 

§ 214 I 1 Nr. 1 BauGB hinausgehenden Anforderungen.“ 96 Bemerkenswert ist 

allerdings, dass das BVerwG dem Abwägungsvorgang dennoch eine eigenstän-

dige Bedeutung einzuräumen scheint. Es nimmt an, dass es Fehler im Abwä-

gungsvorgang gibt, die nicht von § 214 I 1 Nr. 1 BauGB erfasst werden.97 Dies 

wird an der Aussage deutlich, dass „vor Inkrafttreten des EAG Bau Fehler beim 

Ermitteln und Bewerten der von der Planung berührten Belange nicht von ande-

ren Mängeln im Abwägungsvorgang unterschieden wurden“.98 Aus der Formu-

lierung „anderen Mängeln“ kann geschlossen werden, dass das BVerwG die 

Existenz dieser Fehler annimmt. Hierfür spricht auch, dass der Begriff „Abwä-

gungsvorgang“ noch verwendet wird.99 Aus den bisherigen Urteilen ergibt sich 

aber nicht, ob das BVerwG die Fehler i. S. v. § 214 I 1 Nr. 1 BauGB als Ermitt-

lungsausfall und -defizit und Bewertungsausfall und -fehleinschätzung oder 

weiterhin als Abwägungsausfall, -defizit und -fehleinschätzung prüft.  

 

d.) Beurteilung mittels der Auslegung des Gesetzes 

Es stellt sich die Frage, ob die enge oder die weite Auslegung vorzuziehen ist. 

Nach der weiten Auslegung ist die Abwägungsfehlerlehre des BVerwG teilwei-

se obsolet geworden, nach der engen hat sie weiterhin Bestand. Es gibt  

grammatikalische, systematische, historische und teleologische Argumente, die 

zur Lösung des Problems hervorgebracht werden, aber auch fast ebenso viele 

Gegenargumente.  

 

aa.) Unverändertes Fortbestehen des Abwägungsgebots in § 1 VII BauGB  

Für die Fortgeltung der Abwägungsfehlerlehre wird die Regelung zum Abwä-

gungsgebot in § 1 VII BauGB vorgebracht. Diese wurde durch das EAG Bau 

nicht verändert.100 Der Gesetzgeber stelle sich damit in die Tradition der vom 

BVerwG entwickelten Grundsätze zum Abwägungsgebot.101 Hiergegen spricht, 

dass neben § 1 VII BauGB § 2 III BauGB als „Verfahrensgrundnorm“102 in das 

BauGB eingefügt wurde.103 Diese Norm bezieht sich auf das Zusammenstellen 

                                                 
96 Urteil des BVerwG vom 22.03.2007, Az. 4 CN 2/06, Rn. 23 (juris). 
97 Urteil des BVerwG vom 09.04.2008, Az. 4 CN 1/07, 2.1, 2.2 (juris). 
98 Urteil des BVerwG vom 09.04.2008, Az. 4 CN 1/07, 2.1, 2.2 (juris). 
99 Urteil des BVerwG vom 24.01.2008, Az. 4 CN 2/07, 2.1, 2.2 (juris); Urteil des BVerwG vom 
18.10.2006, Az. 4 BN 20/06, Rn. 3, 5 (juris). 
100 Vgl. § 1 VI BauGB a. F.; Happ, NVwZ 2007, 304, 304; Uechtritz, ZfBR 2005, 11, 15. 
101 Hoppe, NVwZ 2004, 903, 904; Hoppe, in: Hoppe/Bönker/Grotefels, § 5 Rn. 1. 
102 BT-Drcks. 15/2250, S. 42. 
103 Gaentzsch, in: Spannowsky/Krämer, S. 138. 
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des Abwägungsmaterials. Eine Auslegung, die die Existenz dieser Regelung 

ignoriert, greift zu kurz.104 § 1 VII BauGB spricht damit nicht für das Beibehal-

ten der Abwägungsfehlerlehre. 

 

bb.) Wille des Gesetzgebers keine inhaltliche Änderung vorzunehmen 

Für den Bestand der Abwägungsfehlerlehre wird der Wille des Gesetzgebers 

angeführt, § 2 III BauGB entspräche inhaltlich der bisherigen sich aus dem 

Abwägungsgebot ergebenden Rechtslage.105 Diese Aussage folgt direkt nach 

der Ausweisung des § 2 III BauGB als „Verfahrensgrundnorm“.106 Gegen die-

ses Vorbringen streiten die Ausführungen des Gesetzgebers an anderer Stelle 

der Gesetzesbegründung, so spricht sich der Gesetzgeber ausdrücklich dafür 

aus, die Elemente des materiellen Abwägungsvorgangs in Verfahrenvorschrif-

ten zu überführen.107 Hierzu wird § 2 III BauGB, der in § 214 I 1 Nr. 1 BauGB 

zitiert wird, wie erwähnt als „Verfahrensgrundnorm“ bezeichnet. Die Regelun-

gen sollen „an die Stelle der nach bisherigen Recht vor allem aufgrund der 

Rechtsprechung des BVerwG verlangten Anforderungen mit Blick auf den 

Abwägungsvorgang […] treten“.108 Weiter heißt es, „sie [§ 2 III BauGB] soll 

den durch die gemeinschaftsrechtlichen Verfahrensvorgaben hervorgerufenen 

Wechsel vom materiellrechtlichen Abwägungsvorgang zu den verfahrensbezo-

genen Elementen des Ermittelns und Bewertens […] nachvollziehen“.109 Eine 

Auslegung, die dem zuwiderläuft, widerspricht der gesetzgeberischen Intention 

bei der Schaffung der Regelungen. Der Wille des Gesetzgebers, keine inhaltli-

che Änderung vorzunehmen, muss so verstanden werden, dass diejenige Prü-

fung, die bisher bezüglich Abwägungsausfall, -defizit und möglicherweise auch 

-fehleinschätzung vorgenommen wurde, nun verfahrensrechtlich erfolgt. Der 

Wille des Gesetzgebers, keine inhaltliche Änderung vorzunehmen, kann nicht 

zugunsten des Bestands der Abwägungsfehlerlehre angeführt werden. 

 

cc.) Terminus Bewerten ist rein ökologisch ausgerichtet 

Zugunsten der Fortgeltung der Abwägungsfehlerlehre wird vorgebracht, dass 

der Gesetzgeber mit dem Begriff des Bewertens eine Terminologie für die 

                                                 
104 Gierke, in: Brügelmann, § 2 Rn. 91. 
105 BT-Drcks. 15/2250, S. 42; Hoppe, NVwZ 2004, 903, 904f.; Rieger, in: Schrödter, § 1 Rn. 
189; W. Schrödter, in: Schrödter, § 2 Rn. 61. 
106 BT-Drcks. 15/2250, S. 42. 
107 BT-Drcks. 15/2250, S. 63, 65. 
108 BT-Drcks. 15/2250, S. 65. 
109 BT-Drcks. 15/2250, S. 63. 
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Umweltprüfung aus der Plan-UP-Richtlinie für die Abwägung im Rahmen der 

Bauleitplanung übernommen hat.110 Die Bewertung i. S. d. Plan-UP-RL sei rein 

ökologisch ausgerichtet und könne nur umweltbezogene Gesichtspunkte be-

rücksichtigen.111 Es sei deshalb unklar, wie der Begriff im Zusammenhang mit 

der Bauleitplanung zu verstehen ist.112 Dagegen lässt sich einwenden, dass der 

Gesetzgeber zur Frage des Inhalts des Ermittelns und des Bewertens i. S. v.  

§§ 2 III, 214 I 1 Nr. 1 BauGB Stellung genommen hat.113 Danach „liegen Män-

gel im Planungsprozess und damit Verfahrensfehler im Sinne der neuen Nr. 1 

[§ 214 I 1 Nr. 1 BauGB] vor, wenn die von der Planung berührten Belange  

überhaupt nicht ermittelt und bewertet worden sind, die nach Lage der Dinge 

hätten ermittelt und bewertet werden müssen, oder wenn die Bedeutung der 

ermittelten Belange verkannt worden ist“114. Ein Bewerten soll demnach erfor-

dern, überhaupt eine Bewertung vorzunehmen und den ermittelten Belangen die 

richtige Bedeutung beizumessen. Diese Ausführungen sind in ihrer Grundstruk-

tur mit denjenigen des BVerwG von 1969/74 vergleichbar.115 Sie mögen zwar 

im Detail Abgrenzungsschwierigkeiten hervorrufen, der Inhalt der Aussagen, 

insbesondere des Bewertens, ist aber im Wesentlichen klar, so dass das vorge-

brachte Argument nicht für den Bestand der Abwägungsfehlerlehre spricht.  

 

dd.) Verstoß gegen Sachgesetzlichkeiten 

In engem Zusammenhang zur Frage nach dem Inhalt des Bewertens steht das 

für den Fortbestand der Abwägungsfehlerlehre vorgebrachte Argument, das 

Ermitteln und Bewerten der Belange habe zwingend auch einen materiellen 

Charakter,116 so dass es sachlich unzutreffend und systemwidrig sei, sie als 

formalen Vorgang einzustufen.117 Es ist nicht möglich, durch die Änderung 

einer Norm eine materielle Anforderung zu einer formellen Voraussetzung zu 

modifizieren.118 Die planerische Abwägung sei eine vergleichende Bewertung 

entgegenstehender Belange mit dem Ziel, einen Kompromiss zwischen den 

                                                 
110 Berkemann, in: Berkemann/Halama, § 2 Rn. 76; Ferner, in: Hk-BauGB, § 2 Rn. 13; Gierke, 
in: Brügelmann, § 2 Rn. 90; Hoppe, NVwZ 2004, 903, 904; Stock, in E/Z/B/K, § 214 Rn. 39e. 
111 Hoppe, NVwZ 2004, 903, 905; Hoppe, in: Hoppe/Bönker/Grotefels, § 5 Rn. 2. 
112 Schmidt-Eichstaedt, ZfBR 2005, 751, 752; Stelkens, UPR 2005, 81, 83f. 
113 BT-Drcks. 15/2250, S. 63. 
114 BT-Drcks. 15/2250, S. 63. 
115 Siehe oben unter II.1. 
116 Erbguth/Wagner, § 5 Rn. 144; Happ, NVwZ 2007, 304, 306; Hoppe, NVwZ 2004, 903, 910. 
117 Happ, NVwZ 2007, 304, 306; Quaas/Kukk, BauR 2004, 1541, 1550; beachte: Diese Sachge-
setzlichkeiten ignoriert Uechtritz, wenn er annimmt, dass § 214 I 1 Nr. 1 BauGB die formellen 
und materiellen Elemente des Abwägungsvorgangs erfasse (Uechtritz, ZfBR 2005, 11, 15). 
118 Erbguth, JURA 2006, 9, 14; Erbguth/Wagner, § 5 Rn. 144, § 15 Rn. 95. 
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Belangen herzustellen.119 Die Ermittlung sei das Prozedere zur Bestimmung der 

Belange als formelle Komponente und die erste Auswahlentscheidung hinsicht-

lich der Abwägungsrelevanz von Belangen als materielles Element.120 Die Be-

wertung meine kein formelles Verfahren, sondern den Prozess materieller Beur-

teilung der Belange mit Blick auf ihre Gewichtung in der späteren Abwägungs-

entscheidung.121 Diese Argumentation ist so nicht ganz zutreffend. Zur Herlei-

tung des formellen oder materiellen Charakters des Ermittelns und Bewertens 

eignet sich der vom Gesetzgeber festgelegte Inhalt des Ermittelns und Bewer-

tens.122 Ob überhaupt ermittelt und bewertet wurde, kann ausschließlich formell 

beurteilt werden.123 Dies kann nur bejaht oder verneint werden. Eine inhaltli-

che, materielle Komponente fehlt gänzlich. Auch die Frage, ob alle Belange 

ermittelt worden sind, die nach Lage der Dinge zu ermitteln waren, ist formell 

zu beurteilen.124 Dies ist faktisch nichts anderes als das Erforschen und Feststel-

len der abwägungsbeachtlichen Belange.125 Hinsichtlich der diesbezüglich zu 

treffenden inhaltlichen Entscheidung, welche Belange einzustellen sind, ist die 

Gemeinde keineswegs frei. Sie hat laut Gesetzbegründung alle Belange zu er-

mitteln, die von der Planung berührt werden, damit also nach Lage der Dinge 

einzustellen sind.126 Deshalb ist auch die Frage, ob die notwendigen Belange 

ermittelt worden sind, im Ergebnis formell. Problematisch stellt sich aber derje-

nige Aspekt der Bewertung dar, dass „die Bedeutung der ermittelten Belange 

nicht verkannt worden sein darf“127. Diese Fehleinschätzung betrifft die Ge-

wichtung der ermittelten Belange und wurde bisher als Abwägungsfehlein-

schätzung materiellrechtlich eingeordnet. Die inhaltliche Entscheidung über das 

Gewicht der einzelnen Belange hat einen materiellen Charakter. Es ist bedenk-

lich, diese originär materielle Voraussetzung zu einer formellen Anforderung zu 

modifizieren.128 Ein Verstoß gegen Sachgesetzlichkeiten liegt folglich mit Blick 

auf die Einordnung der Gewichtung als Verfahrensfehler vor. 

 

 
                                                 
119 Erbguth, JURA 2006, 9, 14; Gierke, in: Brügelmann, § 1 Rn. 1516; Krautzberger, in:  
Battis/Krautzberger/Löhr, § 1 Rn. 92; Quaas/Kukk, BauR 2004, 1541, 1550. 
120 Erbguth, DVBl 2004, 802, 807; so weitgehend auch Happ, NVwZ 2007, 304, 306. 
121 Erbguth, DVBl 2004, 802, 807; so weitgehend auch Happ, NVwZ 2007, 304, 306. 
122 Siehe oben unter III.2.b. bzw. III.2.d.cc. 
123 Dürr, in: Brügelmann, § 214 Rn. 20. 
124 Dürr, in: Brügelmann, § 214 Rn. 20. 
125 Berkemann, in: Berkemann/Halama, § 2 Rn. 73; Gierke, in: Brügelmann, § 2 Rn. 150. 
126 BT-Drcks. 15/2250, S. 63, aber schon BVerwGE 34, 301, 309. 
127 BT-Drcks. 15/2250, S. 63. 
128 Dürr, in: Brügelmann, § 214 Rn. 20; Erbguth, DVBl 2004, 802, 808; Happ, NVwZ 2007, 
304, 307; Kraft, UPR 2004, 331, 333; Kuschnerus, Rn. 201. 
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ee.) Verfassungsrechtliche Bedenken 

Zugunsten der Beibehaltung der Abwägungsfehlerlehre wird angenommen, der 

Gesetzgeber könne über den materiellen Gehalt des Abwägungsvorgangs aus 

verfassungsrechtlichen Gründen nicht frei disponieren.129 Der materielle Gehalt 

des Abwägungsvorgangs steht mit Art. 14 I, 19 IV, 20 III, 28 I 1 GG in engem 

Zusammenhang.130 Das Gebot der gerechten Abwägung ist anerkanntermaßen 

eine Ausprägung des Rechtsstaatsprinzips.131 Gegen dieses Argument spricht 

zunächst, dass der effektive Schutz des Eigentumsgrundrechts aus Art. 14 I GG 

auch durch Verfahrensvorschriften gewährleistet werden kann.132 Der Gesetz-

geber wollte zudem, dass § 2 III BauGB „der bisherigen sich aus dem Abwä-

gungsgebot ergebenden Rechtslage entspricht“133. Es ist deshalb davon auszu-

gehen, dass sich durch die Novellierung an der Wahrung des Art. 14 I GG 

nichts geändert hat. Der Sinn und Zweck von §§ 2 III, 214 I 1 Nr. 1 BauGB ist 

nicht eine Verkürzung des Schutzes von Art. 14 I GG, sondern die Angleichung 

an das europäische Verfahrensrecht. Bezüglich des Gebotes des effektiven 

Rechtsschutzes aus Art. 19 IV GG bestehen auch keine Bedenken. Die Voraus-

setzungen von §§ 214 I 1 Nr. 1, III 2, 2. HS BauGB sind, mit Ausnahme der 

Merkmale in wesentlichen Punkten und Gemeinde bekannt war oder hätte be-

kannt sein müssen in § 214 I 1 Nr. 1 BauGB, dieselben.134 Die zusätzlichen 

Merkmale in § 214 I 1 Nr. 1 BauGB erschweren den Rechtsschutz nicht.135 Sie 

gelten auch für § 214 III 2, 2. HS BauGB, weil die Merkmale der bisherigen 

Rechtsprechung zu § 214 III 2 BauGB a. F. entsprechen136. Die Rechtsprechung 

legt die Merkmale zur Wahrung des Art. 19 IV GG restriktiv aus.137 Es stellt 

sich allerdings die Frage, ob es für die gerichtliche Kontrolle einen Unterschied 

macht, wenn materielle Fehler zu formellen Fehlern modifiziert werden. Das 

formelle Recht ist dasjenige Recht, das die Form der Verwirklichung der 

                                                 
129 Berkemann, in: Berkemann/Halama, § 214 Rn. 34; Erbguth/Wagner, § 5 Rn. 144; Erbguth, 
JURA 2006, 9, 14; Oldiges, in: Steiner, Rn. 127. 
130 Kraft, UPR 2004, 331, 334; Stock, in E/Z/B/K, § 214 Rn. 349; bzgl. des Rechtsstaatsprinzips 
Frank/Lahme, ZNER 2003, 319, 321 und Wickel/Bieback, DV 39 (2006), 571, 578. 
131 BVerwGE 48, 56, 63; Erbguth, DVBl 2004, 802, 807; Frank/Lahme, ZNER 2003, 319, 321; 
Hoppe, in: Hoppe/Bönker/Grotefels, § 5 Rn. 1; Hoppe, NVwZ 2004, 903, 904. 
132 Pieper, JURA 2006, 817, 819; so das BVerfG bzgl. Art 2 II GG (BVerfGE 53, 30); Starck, 
in: v. Mangoldt/Klein/Starck, Art. 1 Rn. 201; Dreier, in: Dreier, Vorb. Rn. 66, Art. 19 Rn. 53f.  
133 BT-Drcks. 15/2250, S. 42. 
134 Berkemann, in: Berkemann/Halama, § 214 Rn. 33, 46f., 135; im Ergebnis auch Kraft, UPR 
2004, 331, 334; bzgl. der wesentlichen Punkte Happ, NVwZ 2007, 304, 307. 
135 Pieper, JURA 2006, 817, 819; Stock, in E/Z/B/K, § 214 Rn. 149; bzgl. der wesentlichen 
Punkte Happ, NVwZ 2007, 304, 307; a. A. wohl Stelkens, UPR 2005, 81, 85.  
136 BVerwGE 59, 87, 103f.; Berkemann, in: Berkemann/Halama, § 214 Rn. 33; Erbguth, JURA 
2006, 9, 14. 
137 BVerwGE 64, 33, 36; Brohm, § 13 Rn. 30; Dürr, in: Brügelmann, § 214 Rn. 17. 
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Rechtsordnung regelt, während das materielle Recht den Inhalt der Rechtsord-

nung darstellt.138 In der Regel ist das Vorliegen von formellen und materiellen 

Voraussetzungen voll gerichtlich überprüfbar.139 Formelle Fehler sind aber im 

deutschen Recht nicht selten für die Wirksamkeit des Rechtssatzes oder der 

Maßnahme unbeachtlich, was an § 46 VwVfG oder § 214 I BauGB deutlich 

wird.140 Im Recht der Bauleitplanung besteht wie erläutert die Besonderheit, 

dass die gerichtliche Kontrolle des Abwägungsgebots infolge der gemeindli-

chen Gestaltungsfreiheit auf das Vorliegen von Abwägungsfehlern beschränkt 

ist. Hinsichtlich der bisherigen materiellen Abwägungsfehler Abwägungsaus-

fall, -defizit und -fehleinschätzung erfolgte dabei eine Vollkontrolle mit auto-

nomen Elementen, bei denen die Gemeinde einen Spielraum hatte.141 Die Ab-

wägungsdisproportionalität war weitgehend kontrollfrei gestellt und wurde nur 

daraufhin geprüft, ob die Ausgleichsentscheidung vertretbar ist.142 Der Gesetz-

geber betont, dass sich durch die Zuweisung der ehemals materiellen Voraus-

setzungen zum Verfahren inhaltlich nichts geändert hat.143 Infolgedessen ist 

davon auszugehen, dass sich an der gerichtlichen Kontrollintensität nichts ge-

ändert hat.144 Es macht insoweit keinen Unterschied, ob der besagte Teil der 

Abwägungsfehlerlehre des BVerwG einen formellen oder materiellen Charakter 

hat. Es ist außerdem unbedenklich, dass § 1 VII BauGB als subjektives Recht 

auf gerechte Abwägung145 inhaltlich verkürzt wurde, weil zur Normenkontrolle 

eines Bauleitplanes nur in der Antragsbefugnis gem. § 47 II 1, 1. Alt VwGO ein 

subjektives Recht nötig ist, in der Begründetheit erfolgt eine objektive Rechts-

kontrolle146. Schließlich fehlt auch die Dispositionsbefugnis des Gesetzgebers 

nicht,147 sofern das Bewerten so verstanden wird, dass es die Gewichtung nicht 

erfasst.148 Der Gesetzgeber modifiziert dann nur Elemente des Abwägungsvor-

gangs, die formellen Charakter haben.149 Verfassungsrechtliche Probleme hin-

sichtlich des teilweisen Wegfalls der Abwägungsfehlerlehre bestehen nicht. 

                                                 
138 Pöcker, DöV 2003, 980, 980. 
139 Classen, NJW 1995, 2457, 2459; Pietzcker, in: FS Maurer, 695, 707; Schulze-Fielitz, in:  
FS Hoppe, 997, 1002f.; die Bauleitplanung bildet hiervon wie erläutert eine Ausnahme. 
140 Pöcker, DöV 2003, 980, 981; Schulze-Fielitz, in: FS Hoppe, 997, 1002f. 
141 Hoppe, in: Hoppe/Bönker/Grotefels, 2. Aufl., § 7 Rn. 103, 111f., 118, 120. 
142 Hoppe, in: Hoppe/Bönker/Grotefels, 2. Aufl., § 7 Rn. 125.  
143 BT-Drcks. 15/2250, S. 42. 
144 Siehe hierzu Hoppe, in: Hoppe/Bönker/Grotefels, § 5 Rn. 103, 111, 118, 120, 125. 
145 Zur Herleitung siehe Rieger, in: Schrödter, § 1 Rn. 190; Söfker, in: E/Z/B/K, § 1 Rn. 184. 
146 Erbguth/Wagner, § 15 Rn. 14. 
147 Pieper, JURA 2006, 817, 819; Wickel und Bieback gehen davon aus, dass nur hinsichtlich 
des Ausgleichs die Dispositionsbefugnis fehlt (Wickel/Bieback, DV 39 (2006), 571, 584). 
148 Dürr, in: Brügelmann, § 214 Rn. 20, 72. 
149 Dürr, in: Brügelmann, § 214 Rn. 20. 



 18

ff.) § 214 III 2, 2. HS BauGB 

Es gibt auch Argumente gegen die unveränderte Fortgeltung der Abwägungs-

fehlerlehre. In § 214 III 2, 2. HS BauGB findet sich weiterhin der Abwägungs-

vorgang. Es wird vorgebracht, § 214 III 2, 2. HS BauGB habe jedoch keine 

eigenständige Bedeutung, sondern sei entsprechend der Gesetzesbegründung 

nur eine „Angstklausel“150 oder „Sicherheitsreserve“151.152 § 214 III 2 BauGB a. 

F. sollte zunächst ersatzlos gestrichen werden.153 Der Bundesrat hatte aber Be-

denken, die Rechtspraxis würde den Wechsel vom materiellen Abwägungsvor-

gang zum Verfahren nicht mittragen und die Begriffe in § 214 I 1 Nr. 1 BauGB 

eng auslegen.154 In diesem Fall würde § 214 I 1 Nr. 1 BauGB nicht alle Fehler 

erfassen, die ursprünglich dem Abwägungsvorgang zugeordnet wurden.155 Die-

se übrigen Fehler wären ohne die Existenz des § 214 III 2, 2. HS BauGB stets 

beachtlich. Das wollte der Gesetzgeber mit § 214 III 2, 2. HS BauGB verhin-

dern.156 Würde § 214 I 1 Nr. 1 BauGB sachgerecht angewendet, soll für die 

Anwendung des § 214 III 2, 2. HS BauGB kein Raum verbleiben.157 Hiergegen 

lässt sich einwenden, dass der Gesetzgeber zwar den Wechsel vom materiellen 

Abwägungsvorgang zum Verfahren gewollt haben mag, diesen jedoch selbst 

konterkariert hat, indem er § 214 III 2 BauGB um HS. 2 ergänzt und damit den 

materiellen Abwägungsvorgang begrifflich wieder in den Gesetzestext aufge-

nommen hat.158 Auch in § 215 I Nr. 3 BauGB findet sich der Begriff Abwä-

gungsvorgang. Hieraus wird ersichtlich, dass auch der Gesetzgeber davon aus-

ging, dass der Abwägungsvorgang eine eigenständige Bedeutung hat.159 Die 

Regelung in § 214 III 2, 2. HS BauGB ist zudem weitgehend wortidentisch mit  

§ 214 III 2 BauGB a. F., worunter die Fehler im Abwägungsvorgang subsu-

miert wurden.160 Dem kann auch nicht entgegnet werden, eine Norm am Ende 

des BauGB könne nicht eine Zuordnung in Frage stellen, die § 2 III BauGB am 

Anfang des BauGB treffe.161 Es ist nicht ersichtlich, warum dies nicht möglich 

                                                 
150 Erbguth, DVBl 2004, 802, 806 Fn 52; Erbguth, JZ 2006, 484, 490. 
151 Kraft, UPR 2004, 331, 332f. 
152 BT-Drcks. 15/2996, S. 70; Erbguth, JZ 2006, 484, 490; Kraft, UPR 2004, 331, 332f. 
153 BT-Drcks. 15/2250, S. 63. 
154 BR-Drcks. 756/03, S. 75. 
155 BR-Drcks. 756/03, S. 75. 
156 BT-Drcks. 15/2996, S. 70. 
157 Erbguth, JURA 2006, 9, 15. 
158 Berkemann, in: Berkemann/Halama, § 214 Rn. 32, 129, 134; Erbguth/Wagner, § 15 Rn. 83; 
Hoppe, NVwZ 2004, 903, 905; Kraft, UPR 2004, 331, 332f.; Rieger, in: Schrödter, § 1 Rn. 189; 
Quaas/Kukk, BauR 2004, 1541, 1545; Stock, in E/Z/B/K, § 214 Rn. 39b. 
159 Hoppe, in: Hoppe/Bönker/Grotefels, § 5 Rn. 139; Oldiges, in: Steiner, Rn. 122; Quaas/Kukk, 
in: Schrödter, § 214 Rn. 46; Wickel/Bieback, DV 39 (2006), 571, 578. 
160 Erbguth, JURA 2006, 9, 15; Erbguth/Wagner, § 15 Rn. 84. 
161 Gierke, in: Brügelmann, § 2 Rn. 91. 
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sein soll. Zur Rettung des Verständnisses von § 214 III 2, 2. HS BauGB als 

Norm ohne eigenständige Bedeutung wird argumentiert, der Gesetzgeber habe 

in seiner Gegenäußerung zur Prüfbitte des Bundesrates an der Intention des 

Wechsels hin zu Verfahrensvorschriften festgehalten.162 Diese Einwendung 

ändert jedoch nichts daran, dass der Gesetzgeber seine eigenen Absichten durch 

das Einfügen des HS. 2 an § 214 III 2 BauGB unterlaufen hat. Mit dem Einfü-

gen des HS. 2 nach der Prüfbitte des Bundesrates pflichtet der Gesetzgeber den 

Befürchtungen des Bundesrates bei und erkennt den Eigenwert des materiellen 

Abwägungsvorgangs an.163 Auch wird angenommen, das Festhalten des Ge-

setzgebers an seinen ursprünglichen Absichten werde schon an dem im Übrigen 

in § 214 III 2, 2. HS BauGB deutlich. Eine solche Wortwahl könne entspre-

chend der Gesetzesbegründung nur den Schluss zulassen, dass HS. 2 ergänzen-

de Bedeutung zukomme.164 Dieser Schluss ist nicht zwingend. Für diese Wort-

wahl sind auch andere Gründe denkbar, bspw. ein besserer Lesefluss oder 

schlicht die Abgrenzung von Fehlern, die nach § 214 I 1 Nr. 1 BauGB als Ver-

fahrensfehler und denjenigen, die nach § 214 III 2, 2. HS BauGB als materielle 

Fehler des Abwägungsvorgangs behandelt werden sollen165. Selbst wenn man 

eine ergänzende Bedeutung im Sinne des Gesetzgebers bejaht, ändert dies 

nichts daran, dass der Gesetzgeber dem Bundesrat Recht gibt. Im Ergebnis 

spricht § 214 III 2, 2. HS BauGB nicht für die weite, sondern für die enge Aus-

legung der Begriffe in § 214 I 1 Nr. 1 BauGB. Der Gesetzgeber hat mit der Re-

gelung in § 214 III 2, 2. HS BauGB seine eigenen Absichten untergraben. 

 

gg.) Anpassung an europäisches Verfahrensrecht 

Gegen die vollständige Beibehaltung der Abwägungsfehlerlehre wird mit Blick 

auf das europäische Verwaltungsverfahren angeführt, dass die Angleichung an 

dieses geboten166 oder zumindest wünschenswert167 sei. Dem ist zu entgegnen, 

dass es keine europarechtlichen Regelungen gibt, die die Harmonisierung erfor-

dern.168 Allein das „wünschenswert sein“ einer Rechtsänderung ist kein juristi-

                                                 
162 Pieper, JURA 2006, 817, 820. 
163 Erbguth, DVBl 2004, 802, 808; Erbguth, JZ 2006, 484, 490; Hoppe, NVwZ 2004, 903, 905; 
Kraft, UPR 2004, 331, 332f.; Quaas/Kukk, BauR 2004, 1541, 1545. 
164 BT-Drcks. 15/2250, S. 96; Pieper, JURA 2006, 817, 820; Stollmann, § 8 Rn. 24; Bönker, in: 
Hoppe/Bönker/Grotefels, § 17 Rn. 44, wobei letzterer eine klarstellende Funktion annimmt. 
165 So auch Stock, in: E/Z/B/K, § 214 Rn. 137. 
166 BT-Drcks. 15/2250, S. 63; Battis/Krautzberger/Löhr, NJW 2004, 2553, 2556, jedoch ohne 
nähere Begründung. 
167 Pieper, JURA 2006, 817, 819. 
168 Happ, NVwZ 2007, 304, 305; Schmidt-Eichstaedt, ZfBR 2005, 751, 762; a. A. BT-Drcks. 
15/2250, S. 63; Battis/Krautzberger/Löhr, NJW 2004, 2553, 2556, jedoch ohne Begründung. 



 20

sches Argument, um eine solche zu belegen. Gerade weil die Stärkung des Ver-

fahrensrechts europarechtlich nicht geboten ist, besteht unter europarechtlichen 

Gesichtspunkten kein Grund, die Abwägungsfehlerlehre aufzugeben.169 Zudem 

ist auch die Intention des Gesetzgebers fragwürdig. Es widerspricht europa-

rechtlichem Gedankengut, wenn einerseits die Stärkung des Verfahrensrechts 

„nach europäischem Vorbild“ vorgenommen wird, andererseits aber die Unbe-

achtlichkeitsregeln für Verfahrensfehler ausgeweitet werden.170 Die Argumen-

tation hinsichtlich der Angleichung an das europäische Verfahrensrecht eignet 

sich nicht, um eine teilweise Aufgabe der Abwägungsfehlerlehre anzunehmen. 

 

hh.) Abgrenzungsschwierigkeiten 

Zulasten des vollständigen Bestands der Abwägungsfehlerlehre wird vorge-

bracht, eine enge Auslegung führe zu Abgrenzungsschwierigkeiten.171 Es sei 

unklar, wann ein Verfahrensfehler und wann ein Fehler im Abwägungsvorgang 

vorliege.172 Hieran lässt sich kritisieren, dass Abgrenzungsschwierigkeiten auch 

bei einem teilweisen Wegfall der Abwägungsfehlerlehre bestehen.173 So ist 

fraglich, ob das Bewerten in §§ 2 III, 214 I 1 Nr. 1 BauGB auch die Gewich-

tung umfasst.174 Zudem war bereits nach alter Rechtslage unklar, wie die Ab-

wägungsfehleinschätzung und die Abwägungsdisproportionalität abzugrenzen 

sind, so dass sie zum Teil als ein Fehler betrachtet wurden.175 Die Abgren-

zungsprobleme basieren weitgehend auf den missverständlichen Regelungen in  

§§ 2 III, 214 BauGB, so dass sie beide Auslegungsmöglichkeiten betreffen. 

 

ii.) Wortlaut von §§ 2 III, 4a I, 214 I 1 Nr. 1 BauGB 

Gegen die vollständige Fortgeltung der Abwägungsfehlerlehre kann der Wort- 

laut von §§ 2 III, 4a I, 214 I 1 Nr. 1 BauGB ins Feld geführt werden.176 In  

§ 214 I 1 Nr. 1 BauGB werden Begriffe wie Verfahrensvorschriften und Ver-

fahren verwendet. § 2 III BauGB betont, dass es um das Aufstellen von Bau-

leitplänen geht. Nach § 4a I BauGB dienen die Vorschriften über die Öffent-

lichkeits- und Behördenbeteiligung insbesondere der vollständigen Ermittlung 
                                                 
169 Erbguth, NVwZ 2007, 985, 989; Pieper, JURA 2006, 817, 819. 
170 Erbguth, JZ 2006, 484, 491; Happ, NVwZ 2007, 304, 305; Kupfer, DV 38 (2005), 493, 504; 
Quaas/Kukk, BauR 2004, 1541, 1545, 1550. 
171 Pieper, JURA 2006, 817, 820. 
172 Pieper, JURA 2006, 817, 820. 
173 Stelkens, UPR 2005, 81, 84. 
174 Kraft, UPR 2004, 331, 333; Kuschnerus, Rn. 201; Stelkens, UPR 2005, 81, 84. 
175 Gierke, in: Brügelmann, § 1 Rn. 1593; Koch/Hendler, § 17 Rn. 14f.; Kupfer, DV 38 (2005), 
493, 502; Seidel/Reimer/Möstl, S. 69. 
176 Erbguth, JURA 2006, 9, 13.  
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und zutreffenden Bewertung der von der Planung berührten Belange. Der Wort-

laut der Normen spricht für eine eigenständige Bedeutung des Verfahrens.177 

 

jj.) Schaffung neuer Regelungen 

Gegen das völlige Beibehalten der Abwägungsfehlerlehre spricht zudem, dass 

die Schaffung neuer Regelungen in §§ 2 III, 214 I 1 Nr. 1 BauGB nicht nach-

vollziehbar wäre, wenn man den hierauf bezogenen Verfahrensschritten nur die 

Bedeutung eines Vorermittelns und Vorbewertens einräumen würde.178 Es ist 

widersinnig, wenn der Gesetzgeber einerseits neue Regelungen in das Gesetz 

aufgenommen hätte, andererseits aber durch die Ergänzung einer dritten Rege-

lung, nämlich § 214 III 2, 2. HS BauGB, gewollt hätte, dass den anderen Nor-

men quasi keine Bedeutung mehr zukommt. Der Gesetzgeber hätte stattdessen 

die anderen Regelungen wieder gestrichen.  

 

kk.) Stellungnahme 

Keine der beiden Deutungsmöglichkeiten überzeugt voll. So widerstrebt es, den 

vollständigen Bestand der Abwägungsfehlerlehre anzunehmen, wenn dabei die 

Neuregelungen von §§ 2 III, 214 I 1 Nr. 1 BauGB weitgehend ignoriert und der 

Wille des Gesetzgebers vollends untergraben werden. Ebenso bestehen Beden-

ken bei der Annahme eines teilweisen Wegfalls der Abwägungsfehlerlehre, 

wenn § 214 III 2, 2. HS BauGB keine eigenständige Bedeutung beigemessen 

und die Angleichung an ein europäisches Verfahrensrecht allenfalls halbherzig 

vorgenommen wird. Dennoch muss mit dieser missratenen Gesetzeskonstruk-

tion eine gerichtliche Kontrolle stattfinden. Für eine weite Auslegung spricht 

vor allem der Wille des Gesetzgebers. Dieser darf nicht völlig ignoriert werden, 

schließlich ist der Bundestag, der das Gesetz gem. Art. 77 I 1 GG als Hauptge-

setzgebungsorgan beschlossen hat, das am stärksten demokratisch legitimierte 

Organ. Es gibt sicherlich Fälle, in denen der Wille des Gesetzgebers zugunsten 

einer anderen Auslegung außen vor bleiben muss. Der Gesetzgeber hätte an-

sonsten einen Freifahrtsschein für unklare Gesetzesregelungen, solange sich der 

„gemeinte Inhalt“ nur aus der Gesetzesbegründung ergibt. Ein solcher Fall liegt 

hier aber nicht vor. Der Wille ist deutlich erkennbar und aktuell. Zudem spre-

chen die Schaffung der neuen Regelungen in §§ 2 III, 214 I 1 Nr. 1 BauGB und 

deren Wortlaut für die weite Auslegung. Sie ist deshalb – wenn auch mit 
                                                 
177 Berkemann, in: Berkemann/Halama, § 1 Rn. 98, § 214 Rn. 28; Gaentzsch, in:  
Spannowsky/Krämer, S. 138; Kuschnerus, in: Erbguth, S. 77. 
178 Pieper, JURA 2006, 817, 820. 
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Bauchschmerzen – der engen Auslegung vorzuziehen, allerdings mit der Ein-

schränkung, dass § 214 III 2, 2. HS BauGB eine eigenständige Bedeutung zu-

kommt. Die Abwägungsfehleinschätzung hat wie gezeigt einen unabänderlich 

materiellen Gehalt und ist deshalb unter § 214 III 2, 2. HS BauGB zu subsumie-

ren. Diese Norm wird so auch dem ihr eingeräumten Auffangcharakter gerecht. 

Die bisherigen Abwägungsfehler Abwägungsausfall und -defizit sind als  

Ermittlungsausfall, Ermittlungsdefizit und Bewertungsausfall unter  

§ 214 I 1 Nr. 1 BauGB zu fassen. Die Abwägungsdisproportionalität existiert 

weiterhin. Sie fällt nicht unter § 214 BauGB und ist damit stets beachtlich. 

 

3.) Voraussetzungen der Beachtlichkeit von Abwägungsfehlern gem.  

§ 214 BauGB n. F. 

Abwägungsfehler, die unter den Anwendungsbereich des § 214 BauGB fallen, 

führen nur zur Unwirksamkeit des Bauleitplanes, wenn sie die zusätzlichen Vo-

raussetzungen der Norm erfüllen. Gem. § 214 I 1 Nr. 1 BauGB ist der Fehler 

nur beachtlich, wenn der Belang der Gemeinde bekannt war oder hätte bekannt 

sein müssen, der Belang in wesentlichen Punkten nicht zutreffend ermittelt oder 

bewertet wurde, der Belang offensichtlich war und auf das Ergebnis des Verfah-

rens von Einfluss gewesen ist. Gem. § 214 III 2, 2. HS BauGB ist der Fehler nur 

erheblich, wenn er offensichtlich war und auf das Abwägungsergebnis von Ein-

fluss gewesen ist. Das BVerwG hat diese Voraussetzungen definiert. Die An-

forderung, dass der Belang der Gemeinde bekannt war oder hätte bekannt sein 

müssen, bedeutet, dass „nur diejenigen Belange abwägungsbeachtlich sind, die 

für die Gemeinde bei der Entscheidung über den Plan erkennbar waren. Was 

die planende Stelle nicht sieht und nach den gegebenen Umständen nicht zu 

sehen braucht, kann und muss sie bei der Abwägung nicht berücksichtigen.“179 

Das Merkmal in wesentlichen Punkten brachte zunächst Unklarheiten mit 

sich.180 Das BVerwG stellte klar, dass Belange bereits dann wesentliche Punkte 

betreffen, „wenn diese Punkte in der konkreten Planungssituation abwägungs-

beachtlich waren. Es muss sich nicht um eine gravierende Fehleinschätzung 

von für die Planung wesentlichen Fragen handeln. Unbeachtlich sind Belange, 

wenn sie für die Gemeinde bei der Entscheidung über den Plan nicht erkennbar 

waren oder wenn sie keinen städtebaulichen Bezug haben, geringwertig oder 

makelbehaftet sind oder solche sind, auf deren Fortbestand kein schutzwürdiges 
                                                 
179 Urteil des BVerwG vom 09.04.2008, Az. 4 CN 1/07, 2.2 (juris). 
180 Urteil des OVG Münster vom 27.11.2006, Az. 7 D 118/05.NE, Rn. 121 (juris); Stüer, DVBl 
2008, 270, 281f.; Quaas/Kukk, in: Schrödter, § 214 Rn. 17. 
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Vertrauen besteht.“181 Die Merkmale der Offensichtlichkeit182 und des Einflus-

ses auf das Ergebnis des Verfahrens bzw. das Abwägungsergebnis183 behalten 

laut BVerwG die Bedeutung, die sie schon vor dem EAG Bau hatten.184 Das 

Ergebnis des Verfahrens meint das Abwägungsergebnis.185 Die Voraussetzun-

gen von § 214 I 1 Nr. 1 BauGB und § 214 III 2, 2. HS BauGB sind weitgehend  

identisch.186 Die zusätzlichen Merkmale in § 214 I 1 Nr. 1 BauGB galten nach 

der gängigen Rechtsprechung schon für § 214 III 2 BauGB a. F. und müssen 

deshalb auch für § 214 III 2, 2. HS BauGB gelten.187 

 

IV. Zusammenfassung 

Der gerichtliche Kontrollauftrag hat sich nicht geändert, weil die Richtigkeits-

vermutung, entgegen den Vorschlägen der Expertenkommission, nicht in die 

Bauleitplanung eingeführt wurde. Die gerichtliche Kontrolle der Abwägung ist 

weiterhin infolge der planerischen Gestaltungsfreiheit der Gemeinde auf das 

Vorliegen von Abwägungsfehlern beschränkt. Ob ein Abwägungsfehler die 

Unwirksamkeit des Bauleitplanes herbeiführt, hängt von § 214 BauGB ab, der 

unter anderem regelt, wann bestimmte Abwägungsfehler beachtlich sind und 

wann nicht. Abwägungsfehler, die von § 214 BauGB nicht erfasst werden, sind 

stets beachtlich. Diese Norm hat durch das EAG Bau eine wesentliche Verände-

rung erfahren. § 214 I 1 Nr. 1 BauGB normiert nun, in Anlehnung an  

§ 2 III BauGB, die Beachtlichkeit von Fehlern beim Zusammenstellen des Ab-

wägungsmaterials. § 214 III 2, 2. HS BauGB regelt die Beachtlichkeit der übri-

gen Fehler des Abwägungsvorgangs. Diese Novellierung kann - mit Abwei-

chungen im Detail – zwei Konsequenzen haben: Entweder die Abwägungsfeh-

lerlehre des BVerwG hat weiterhin Bestand oder sie ist teilweise obsolet ge-

worden, weil vormals materielle Abwägungsfehler zu Verfahrensfehlern modi-

fiziert wurden. Beide Möglichkeiten weisen erhebliche Schwachstellen in ihrer 

Begründung auf. Im Ergebnis muss aber eine teilweise Aufgabe der Abwä-

gungsfehlerlehre angenommen werden unter der Einschränkung, dass die Ge-
                                                 
181 Urteil des BVerwG vom 09.04.2008, Az. 4 CN 1/07, 2.2 (juris); zum Teil wird das Merkmal 
wesentliche Punkte für entbehrlich gehalten (Schmidt-Eichstaedt, ZfBR 2005, 751, 761). 
182 Zum Teil wird das Merkmal offensichtlich für entbehrlich gehalten (Schmidt-Eichstaedt, 
ZfBR 2005, 751, 761). 
183 Zur europarechtlichen Bedenklichkeit der Merkmale: Kment, AöR 130 (2005), 570, 596. 
184 Urteil des BVerwG vom 09.04.2008, Az. 4 CN 1/07, 2.2 (juris); Urteil des BVerwG vom 
24.01.2008, Az. 4 CN 2/07, 2.2 (juris); Urteil des BVerwG vom 22.03.2007, Az. 4 CN 2/06, 
Rn. 23 (juris); zur Definition siehe oben unter II.2.  
185 Urteil des BVerwG vom 24.01.2008, Az. 4 CN 2/07, 2.2 (juris). 
186 Gierke, in: Brügelmann, § 2 Rn. 204; Oldiges, in: Steiner, Rn. 120b. 
187 Berkemann, in: Berkemann/Halama, § 214 Rn. 33; Erbguth, JURA 2006, 9, 14; bzgl. der 
Kenntnis der Gemeinde: Reidt, in: Gelzer/Bracher/Reidt, Rn. 573. 
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wichtung weiterhin einen materiellen Gehalt hat. Dies hat zur Folge, dass die 

ursprünglichen Abwägungsfehler Abwägungsausfall und -defizit zu den Ver-

fahrensfehlern Ermittlungsausfall, Ermittlungsdefizit und Bewertungsausfall 

modifiziert wurden. Deren Beachtlichkeit hängt vom Vorliegen der zusätzli-

chen Voraussetzungen von § 214 I 1 Nr. 1 BauGB ab. Die Abwägungsfehlein-

schätzung existiert weiterhin. Ihre Beachtlichkeit richtet sich nach den Merkma-

len von § 214 III 2, 2. HS BauGB. §§ 214 I 1 Nr. 1, 214 III 2, 2. HS BauGB 

haben aber im Ergebnis dieselben Anforderungen. Die Abwägungsdisproportio-

nalität wird von § 214 BauGB nicht erfasst und ist daher stets beachtlich. 

 

V. Fazit 

Die Antwort auf die eingangs gestellte Frage, ob es dem Gesetzgeber gelungen 

ist, die Planerhaltung zu vereinfachen und überschaubarer zu gestalten, liegt auf 

der Hand: Keineswegs! Selten hat wohl eine Gesetzesänderung soviel Unfrie-

den gestiftet wie die Neuregelung des § 214 BauGB durch das EAG Bau. Hin-

sichtlich der bisherigen Anforderungen an die Abwägung und die Planerhaltung 

räumt der Gesetzgeber ein, diese hätten sich bewährt.188 Dies wird für die No-

vellierung nicht angenommen werden können. Es wäre wünschenswert, wenn 

der Gesetzgeber klarstellen würde, ob er die Einführung der Richtigkeitsvermu-

tung in das deutsche Baurecht vornehmen möchte und inwieweit die Abwä-

gungsfehlerlehre Bestand haben soll. Eine Richtigkeitsvermutung sollte meines 

Erachtens nicht ins deutsche Recht eingeführt werden. Das deutsche Verfah-

rensrecht basiert auf einer anderen Grundvorstellung als das europäische. Der 

deutsche Gesetzgeber ist noch nicht bereit, diese völlig aufzugeben. Das zeigt 

schon der halbherzige Versuch des Wechsels vom materiellen Recht zum Ver-

fahrensrecht, gekoppelt mit dem Rückbau von beachtlichen Verfahrensfehlern 

in § 214 I BauGB. Hinsichtlich der Abwägungsfehlerlehre tendiert die Recht-

sprechung zur weiten Auslegung. Für sie ist dieses Problem aber weitgehend 

nachrangig, weil sie §§ 214 I 1 Nr. 1, 214 III 2, 2. HS BauGB zusammen zitie-

ren und so eine Entscheidung dahin stehen lassen kann. In der Rechtsprechung 

dürfte sich deshalb nicht viel ändern. Eine Vereinfachung kann allerdings da-

hingehend angenommen werden, dass die doppelte Prüfung aller Fehler in Ab-

wägungsvorgang und -ergebnis wegfällt. Dogmatisch bleibt das Problem unge-

löst. Meiner Ansicht nach sollte entweder §§ 2 III, 214 I 1 Nr. 1 BauGB gestri-

chen werden, um damit zur Abwägungsfehlerlehre des BVerwG zurückzukeh-
                                                 
188 BT-Drcks. 15/2250, S. 62. 
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ren, oder § 214 III 2, 2. HS BauGB aus dem BauGB entfernt werden, um den 

Wechsel zum Verfahrensrecht konsequent zu vollziehen.189 Vorzuziehen ist 

meines Erachtens die Streichung von § 214 III 2, 2. HS BauGB. Eine solche 

muss allerdings mit anderen Änderungen verbunden werden. Die Regelungen 

zur Unbeachtlichkeit von Verfahrens- und Formfehlern in § 214 I BauGB sind 

zu reduzieren, damit tatsächlich eine Annäherung an europäische Verhältnisse 

erfolgt. Die Gewichtung darf mit Blick auf die Sachgesetzlichkeiten und das 

Rechtsstaatsprinzip nicht zu einem Verfahrensfehler werden. Dies gilt es durch 

neue Regelungen innerhalb von §§ 2 III, 214 BauGB klarzustellen. Es könnte 

beispielsweise an § 2 III BauGB ein Satz 2 angefügt werden, nach welchem die 

Gewichtung der ermittelten und bewerteten Belange nach § 1 VII BauGB zu 

beurteilen ist. Sofern diesbezüglich der erreichte Stand der Planerhaltung bei-

behalten werden soll, was infolge des materiellen Charakters des Gewichtens 

europarechtlich unbedenklich ist, könnte § 214 III 2 BauGB ein neuer HS. 2 

angefügt werden, der für die Beachtlichkeit von Mängeln der Gewichtung die-

selben Voraussetzungen anordnet, die für § 214 I 1 Nr. 1 BauGB gelten. Dieses 

Vorgehen wird meines Erachtens den Intentionen des Gesetzgebers am besten 

gerecht, auch wenn ein Rückbau der Planerhaltung in § 214 I BauGB gewiss 

viel Kritik ernten wird, zumal die Planerhaltung zahlreiche Fürsprecher190 hat. 

Unklar bleibt, warum der Gesetzgeber bei der Novellierung des BauGB durch 

das BauGB 2007191 nicht schon seine Chance genutzt hat, Klarheit zu schaffen. 

Es kann nur vermutet werden, dass er wohl noch die Reaktion des BVerwG 

abwarten wollte. Es bleibt zu hoffen, dass der Gesetzgeber aus dieser Negativ-

Erfahrung für die Zukunft seine Konsequenzen zieht und verständliche Rege-

lungen schafft. Er sollte künftig auf „Eventualregelungen“ verzichten, die nur 

den Zweck haben, gewissen Ängsten vorzubeugen. Sofern die Rechtsprechung 

tatsächlich eine Auslegung entgegen dem Willen des Gesetzgebers vornimmt, 

kann der Gesetzgeber immer noch mit Novellierungen reagieren. Zwar nimmt 

ein neues Gesetzgebungsverfahren immer eine gewisse Zeit in Anspruch, dieses 

Vorgehen ist jedoch besser, als von vornherein eine unklare Rechtslage zu 

schaffen. 

                                                 
189 Ähnlich Wickel/Bieback, DV 39 (2006), 571, 580. 
190 Siehe bspw. Hoppe, DVBl 2003, 697, 703; Quaas/Kukk, in: Schrödter, § 214 Rn. 4; Sendler, 
DVBl 2005, 659, 660; Sendler, in: FS Hoppe, 1011, 1011ff. 
191 Gesetz zur Erleichterung von Planungsvorhaben für die Innenentwicklung der Städte 
(BauGB 2007) vom 21.12.2006 (BGBl. I S. 3316). 


